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Neuer Rundfunkbeitrag: Weitere Fragen und Antworten zum Vollzug

Az. 358.04

Versandtag 09.04.2013

INFO 0278/2013

Aufgrund  von  Anfragen  zum  neuen  Rundfunkbeitrag  (nach  Inkrafttreten  des
Rundfunkbeitragsstaatsvertrages  am  01.01.2013)  gibt  die  Hauptgeschäftsstelle  des  Deutschen
Städte-  und  Gemeindebunds  in  Abstimmung  mit  dem  SWR-Justitiar  Herrn  Dr.  Eicher  nachfolgend
einen kurzen Überblick zu häufigen Fallkonstellationen.

Sollten  Mitgliedsstädte  und  -gemeinden  in  den  untenstehenden  Fällen  irrtümlich  von  einer
Beitragspflicht  ausgegangen sein,  sollte  nochmals in  eine Überprüfung  eingetreten  und  ggf.
wegen  Änderung der  Anmeldungsdaten Kontakt mit  dem SWR aufgenommen werden.  Hierzu
können  sich  die  Verantwortlichen  bei  den  Städten  und  Gemeinden  direkt  an  Herrn  Stefan
Lichtblau  bei  der  Abteilung  Beitragsservice  des  SWR  wenden  (stefan.Lichtblau@swr.de,
Telefon 0711/929-13106). Bitte vgl. dazu auch beigefügtes Schreiben des SWR vom 31. Januar
2013.

Zum  weiteren  Verfahren  weisen  wir  auf  die  gemeinsame  Pressemitteilung  der  kommunalen
Spitzenverbände  und  der  ARD  vom  08.03.2013  hin  (vgl.
Extranet/Sonderthemen/Rundfunkbeitrag  2013  -
http://www.gemeindetag-bw.de/extranet/php/index.php?d=0&action=sonderthemen&sub=rundfunkgebuehren#rundfunkbeitrag2013.

1.  Besteht  für  die  Trauerhalle  oder  die  Friedhofskapelle  auf  dem  örtlichen  Friedhof  eine
Rundfunkbeitragspflicht?

Nein.  Zum einen  ist  bei  der  Trauerhalle,  in  der  etwa  auch  konfessionslose  Verstorbene  aufgebahrt
werden, kein (dauerhaft)  eingerichteter Arbeitsplatz vorhanden. Damit besteht dafür nach § 5 Abs. 5
Nr. 2 RBStV keine Beitragspflicht. Zum anderen ist nach § 5 Abs. 5 Nr. 1 RBStV  für Betriebsstätten,
die gottesdienstlichen Zwecken gewidmet sind, kein Beitrag zu entrichten. Kirchen oder vergleichbare
Räume  sind  nach  der  amtlichen  Begründung  des  RBStV  nicht  geeignet,  eine  Beitragspflicht  zu
begründen. Erforderlich für die Beitragsfreiheit  ist ein religionstypischer Widmungsakt.  Die Befreiung
ist  im  Lichte  der  Religionsfreiheit  (Art.  4  Grundgesetz)  auszulegen  und  gilt  nicht  nur  für  christliche
Kirchen.
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2. Sind Nutzfahrzeuge, wie etwa Friedhofsbagger, beitragspflichtig?

Im Ergebnis: Nein. Sie sind nicht vom Anwendungsbereich der Beitragspflicht für Kraftfahrzeuge nach
§  5  Abs.  2  Nr.  2  RBStV  erfasst.  Dieser  umfasst  derzeit  nur  solche  Kraftfahrzeuge,  die  unter  die
EG-Fahrzeugklassen  M  (Kfz  zur  Personenbeförderung),  N  (Kfz  zur  Güterbeförderung),  G
(Geländefahrzeuge)  und -  mit Einschränkungen –  O (Anhänger)  fallen.  Friedhofsbagger  fallen  nicht
unter  eine  dieser  Klassen.  Sie  gehören  nur  der  deutschen  Typklasse  für  selbstfahrende
Arbeitsmaschinen  an.  Darauf,  ob  der  Friedhofsbagger  über  eine  Zulassung  zum  Straßenverkehr
verfügt (Voraussetzung für die Anwendung des § 5 Abs. 2 Nr. 2 RBStV), kommt es folglich nicht an.

3. Ist die freiwillige Feuerwehr beitragspflichtig?

In  der  Regel:  Nein.  Bei  kleinen  örtlichen  freiwilligen  Feuerwehren  ist  in  der  Regel  kein  Arbeitsplatz
eingerichtet und sie verfügen darüber hinaus über keine sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten.
Demnach  sind  sie  nach  §  5  Abs.  5  Nr.  2  RBeiStV  mangels  eingerichteten  Arbeitsplatzes  von  der
Rundfunkbeitragspflicht befreit. Dabei setzt der Begriff des Arbeitsplatzes eine Tätigkeit von gewisser
Dauer  und Regelmäßigkeit  in der jeweiligen Raumeinheit voraus.  Dies ist in den Feuerwehrhäusern
kleiner freiwilliger Wehren, die selten Übungen und Einsätze haben, regelmäßig nicht der Fall.

4. Folgefrage: Sind die Kfz der freiwilligen Feuerwehr sodann beitragspflichtig?

Nein.  Nach  Auffassung  des  DStGB  und  der  bundeseinheitlichen  Auslegung  durch  den  SWR  (vom
21.01.2013) sind Fahrzeuge der freiwilligen Feuerwehr beitragsfrei. Die Betriebsstätte ist bereits nach
§ 5 Abs. 5 Nr. 2 RBStV beitragsfrei (vgl. Frage 3). Wenn in diesem Fall darüber hinaus Kraftfahrzeuge
vorhanden  sind,  ist  §  5  Abs.  3  S.  2  RBStV  (Abgeltung  der  Beitragspflicht  für  auf  die  Einrichtung
zugelassene Kfz) so auszulegen, dass dafür keine gesonderten Kfz-Beiträge anfallen. Daraus folgt für
Fahrzeuge  der  freiwilligen Feuerwehren, bei denen kein  Arbeitsplatz eingerichtet  ist,  eine Befreiung
von der Rundfunkbeitragspflicht.  Bei nicht rechtsfähigen Einrichtungen setzt die Anwendung des § 5
Abs. 3 S. 2 RBStV daneben voraus, dass das Kfz auf den Rechtsträger der Einrichtung zugelassen ist
und für Einrichtungszwecke genutzt wird.

5. Sind Heimatmuseen beitragspflichtig?

Nein, diese sind regelmäßig beitragsfrei. Grund ist, dass dort kein eingerichteter Arbeitsplatz im Sinne
eines dauerhaften und regelmäßigen Tätigkeitsortes besteht (vgl. § 5 Abs. 5 Nr. 2 RBStV sowie Frage
3).  Derartige  Museen  sind  meist  nur  an  bestimmten  Tagen  und  für  eine  bestimmte  (kurze)  Zeit
geöffnet.  Darüber  hinaus spielt  es keine Rolle, ob Eintrittsgelder  verlangt werden oder das Museum
von Besuchern/Nutzern frequentiert wird.

Anmerkung:

Da  es  sich  um  eine  Bundesangelegenheit  handelt,  ist  federführend  unser  Bundesverband  der

Alle Gt-infos sind ausschließlich für den internen Gebrauch durch die Mitglieder bestimmt.
Weitergabe ist nur mit Zustimmung des Gemeindetags zulässig.

Herausgeber: Gemeindetag Baden-Württemberg  | Panoramastr. 31 | 70174 Stuttgart
Telefon: +49 711/22572-0 | Telefax: +49 711/22572-47 | gt-info@gemeindetag-bw.de | www.gemeindetag-bw.de

http://www.gemeindetag-bw.de


Nr.: 07/2013 vom 20.04.2013 Seite 3

Gt-info
Kommunaler Landesverband kreisangehöriger Städte und Gemeinden

Deutsche  Städte-  und  Gemeindebund  (DStGB).  Der  DStGB,  wird  sich  zusammen  mit  dem
Gemeindetag  auch  weiterhin  begleitend  zur  vereinbarten  gemeinsamen  Analyse  der  finanziellen
Belastungen durch den neuen Rundfunkbeitrag mit der ARD für eine komplette Beitragsbefreiung von
dem  Allgemeinwohl  dienenden  Einrichtungen  der  öffentlichen  Hand,  wie  etwa  Kindetagesstätten,
einsetzen.  Bei  diesen  geht  es  primär  um  Tätigkeiten  im  Dienste  des  Gemeinwohls  sowie  der
kommunalen  Daseinsvorsorge,  und  nicht  um  Medienkonsum.  Der  DStGB  beteiligt  sich  an  der
Ursachenforschung  für  mögliche  Mehrbelastungen.  Sofern  Mehrbelastungen  im  anstehenden
Evaluierungsverfahren  nachgewiesen  werden,  haben  die  Rundfunkanstalten  ihre  Unterstützung  bei
der Problembehebung zugesagt.

Link über Intranet
http://gemeindetag-bw.de/extranet/php/gtinfo_zusatz.php?id=4309
Link über LVN:
http://www.service.gemeindetag-bw.intra/extranet/php/gtinfo_zusatz.php?id=4309
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